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Ausschuss für Kommunalpolitik 
 
 
142. Sitzung (öffentlich) 

9. Dezember 2016 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

10:00 Uhr bis 12:05 Uhr 

 

Vorsitz:  Stefan Kämmerling (SPD) 

Protokoll: Simona Roeßgen 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Gesetz zur Stärkung der Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen 
(Gute Schule 2020) 5 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

Drucksache 16/13496 

Ausschussprotokoll 16/1555 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Der federführende Ausschuss für Kommunalpolitik nimmt den 
Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 16/13496 
mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und Grünen gegen 
die Stimmen der Fraktion der Piraten bei Enthaltung der 
Fraktionen von CDU und FDP an. 
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2 Gesetz zur Stärkung des Kreistags 15 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 16/12362 

Ausschussprotokoll 16/1507 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Der federführende Ausschuss für Kommunalpolitik nimmt den 
Änderungsantrag der Fraktionen von SPD und Grünen (siehe 
Anlage 1 zu diesem TOP) mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD, Grünen und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
der CDU bei Enthaltung der Fraktion der Piraten an. 

Der federführende Ausschuss für Kommunalpolitik lehnt den 
Änderungsantrag der Fraktion der Piraten (siehe Anlage 2 zu 
diesem TOP) mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, CDU, 
Grünen und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der Piraten 
ab. 

Der federführende Ausschuss für Kommunalpolitik empfiehlt 
dem Plenum mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, 
Grünen und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU 
und Piraten, den Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD und 
Grünen Drucksache 16/12362 in der Fassung des soeben 
angenommenen Änderungsantrags der Fraktionen von SPD 
und Grünen anzunehmen. 

3 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Kurorte im Land Nordrhein-
Westfalen und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften 22 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 

und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 16/13536 

Stellungnahme 16/4524 (AG kommunale Spitzenverbände) 
Stellungnahme 16/4525 (Nordrhein-Westf. Heilbäderverband) 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Der federführende Ausschuss für Kommunalpolitik empfiehlt 
dem Plenum einstimmig, den Gesetzentwurf der Fraktionen 
von SPD und Grünen anzunehmen. 
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4 Gesetz zum Erlass eines Landesbibliotheksgesetzes und zur Ände-

rung weiterer Rechtsvorschriften 24 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU 

Drucksache 16/11436 

Ausschussprotokoll 16/1452 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Nach kurzer Diskussion kommt der mitberatende Ausschuss 
für Kommunalpolitik überein, auf die Abgabe eines Votums an 
den federführenden Ausschuss für Kultur und Medien zu 
verzichten. 

5 Kommunale Ordnungsdienste qualitativ durch die Einführung eines 
Ausbildungsberufes stärken – für mehr Sicherheit & Ordnung in 
unseren Städten! 26 

Antrag 

der Fraktion der CDU 

Drucksache 16/13527 

Der Ausschuss will am 10. Februar 2017 ein Sachverstän-
digengespräch zu diesem Antrag führen. 

6 Unterhaltsvorschuss in Nordrhein-Westfalen – Alleinerziehenden 
helfen, Rückgriffsquote steigern, Kommunen entlasten 27 

Antrag 

der Fraktion der CDU 

Drucksache 16/13528 

Entschließungsantrag 

der Fraktion der PIRATEN 

Drucksache 16/13656 

MDgt Bösche (MFKJKS) beantwortet Fragen aus dem 
Ausschuss. – Nach kurzer Diskussion wird die inhaltliche 
Beratung auf die nächste AKo-Sitzung geschoben. 
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7 Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes und Kommunalpolitiker vor 

Übergriffen schützen! 31 

Antrag 

der Fraktion der CDU 

Drucksache 16/13308 

Dieser TOP wird auf Wunsch der antragstellenden Fraktion 
geschoben, da der federführende Innenausschuss noch kein 
Beratungsverfahren abgesprochen hat. 

8 Milliarden-Entlastung der Kommunen durch den Bund 32 

Bericht der Landesregierung 

Vorlage 16/4569 

MDgt Winkel (MIK) beantwortet eine Frage des Abgeordneten 
Nettelstroth (CDU). 

* * * 
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3 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Kurorte im Land Nordrhein-West-

falen und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften  

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/13536 

Stellungnahme 16/4524 (AG kommunale Spitzenverbände) 
Stellungnahme 16/4525 (Nordrhein-Westf. Heilbäderverband) 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Dieser Gesetzentwurf liege seit der plenaren Überweisung am 30. November 2016 in 
der Federführung des AKo, so Vorsitzender Stefan Kämmerling. Nach Vereinbarung 
der Obleute im AKo seien in einem schriftlichen Verfahren die kommunalen Spitzen-
verbände und zusätzlich auf Wunsch des mitberatenden Ausschusses für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales auch der Nordrhein-Westfälische Heilbäderverband angehört 
worden (siehe Stellungnahmen).  

Nun folge der letzte Beratungsdurchgang.  

Christian Dahm (SPD) erklärt, der Gesetzentwurf umfasse drei wesentliche Punkte:  

 Die Änderung des Kurortegesetzes trage dem Wechsel in der Trägerschaft des 
Staatsbades Horn-Bad Meinberg Rechnung. 

 Mit der Änderung des Kommunalabgabengesetzes komme man dem Wunsch 
der kommunalen Familie nach, den betroffenen Städten und Gemeinden die 
Erhebung des Fremdenverkehrsbeitrags zu ermöglichen. Er halte dies mit Blick 
auf andere Bundesländer für überfällig, so der Abgeordnete. 

 Die Änderung des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes diene der Herstellung 
der Gebührengerechtigkeit.  

Die Koalitionsfraktionen würden zum Plenum noch einen Änderungsantrag zur Verlän-
gerung der Geltung des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler 
Gesamtabschlüsse vorlegen und damit einer Anregung der kommunalen Spitzenver-
bände folgen.  

Vorsitzender Stefan Kämmerling informiert über das Votum des mitberatenden Aus-
schusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales, der den Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 7. Dezember 2016 einstimmig angenommen habe.  

Sodann lässt der Vorsitzende abstimmen.  

Der federführende Ausschuss für Kommunalpolitik empfiehlt 
dem Plenum einstimmig, den Gesetzentwurf der Fraktionen 
von SPD und Grünen anzunehmen.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 23 - APr 16/1560 

Ausschuss für Kommunalpolitik 09.12.2016 
142. Sitzung (öffentlich) Roe 
 
 
Das nächste Plenum werde sich mit diesem Gesetzentwurf ebenfalls in Zweiter Le-
sung beschäftigen, so Vorsitzender Stefan Kämmerling abschließend.  

 
  


	Nordrhein-Westfalen Ausschussprotokoll 16/1560
	Nordrhein-Westfalen Ausschussprotokoll 16/1560

